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Entziehung von Wohneigen-
tum bei,,Messie"-Syndrom
Die Entziehung von Wohnungseigen-
tum ist grundsätzlich nur unter engen
Voraussetzungen als letztes Mittel zuläs-
sig. Im vorliegenden Fall stritt eine Woh-
nungseigentümergemeinschaft über das 

"
Wohnverhalten eines Mitglieds und des-
sen Verpflichtung, sein Wohnungseigen-
tum zu veräußern. Bei der Entschei-
drurg, ob die Enlziehung ausnahmswei-
se zulässig und die Pflichtverletzung des
Störers also so erheblich ist, sind alle
Umstände des Einzelfalls zu beräcksich-
tigen und die Interessen der Beteiligten
insgesamt gegeneinander abzuwägen.
Im vorliegenden Fall konnten notwendi-
ge Arbeiten am Geheinschaftseigen-
tum über Jahre nicht durchgeführt wer-
den. Auch duldete der Eigentümer den
Einbau von Ve¡brauchszählern nicht
und lagerte Unrat auf dem Stellplatz.
Hier wurde die Grenze der Zumutbar-
keit überschritten. Landgericht Ham-
burg, Urteil'vom 6. April 2016,42.318 S

50/15.

Kaufrecht fär Veranda
auf dem Nachbargrundstück?
Wer auf ehemaligem DDR-Gebiet übe¡
die Grundstùcksgrenze gebaut hat,
kann allein daraus keinen Anspruch auf
Ankauf der überbauten Fläche nach
dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz
geltend machen. Der Kläger hatte ein
Grundstück gekauft, auf dem ein Wohn-
gebäude errichtet war. Er baute noch
eine Veranda an. Diese steht mit einer
Fläche von 25 Quadratmetern auf dem
Grundstück des Nachbarn. Der Kläger
meinte, ihm stehe ein Anspruch auf An-
kauf der Fläche des Überbaus nach dem
Sachenrechtsbereinigungsgesetz zu. Re-
gelungsziel dieses Gesetzes ist es, die
bauliche Nutzung von Grundstücken im
ehemaligen DDR-Gebiet an die Sachen-
rechtsordnung des Bürgerlichen Gesetz-
buches (BGB) anzup.assen. Eine Investi-
tionssicherung des Uberbaus durch ei-
nen Anspruch auf Ankauf von Grund

und Boden sol,l nur erfolgen, wenn eine,
Absicherung durch Ñutzungsrechte
nach Vorsch¡iften der DDR möglich
wa¡. Bestand diese Möglichkeit nicht, so
findet das Sachenrechtsbereinigungsge-
setz keine Anwendung. Bundesgerichts-
hof, U¡teil vom 15. Juli 201,6, Az.V ZR
195tI5.

Wann eine Ferienwohnung
betrieben werden darf
Ist die gewerbliche Nutzung des Eigen-
tums in der Gemeinschaftsordnung zu-
gelassen, dürfen die Räumlchkeiten
auch zum Betrieb als Ferienwohnung ge-
nutzt werden. Der Rechtsstreit wurde
zwischen Mitgliedern einer Eigentums-
gemeinschaft ausgetragen. Die Klägerin
verlangte von den Beklagten, es zu un-
terlassen, ihre Flãcìen als Ferienwoh-
nung zu vermieten. In den übrigen Ge-
werbeeinheiten der immobilie werden
ein Nagelstudio sowie Einzelhandel be-
trieben. Die Klägerin meint, dass die
Nutzung als Ferienwohnung mit erhöh-
ter Abnutzung des Gemeinschaftseigen-
tums, Belästigungen und einer Wertbe-
einträchtigung der Anlage verbunden
sei. Das Amtsgericht verweist jedoch
auf die Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes, wonach der Betrieb einer
Ferienwohnung selbst dann zulässig sei,
wenn nach der Teilungserklärung die
Einheiten mu zu Wohnzwecken geruúzt
werden dürfen. Die Vermietung an Feri-
engäste stelle eine zulässige Wohnraum-
nutzung dar. Hingegen sei eine gewerbli-
che Nutzung stets mit einem höheren
Abnutzungsgrad verbunden. Amtsge-
dcht Erfurt, Urteil vom 25, Mai 2A16,
Az.5 C 63114.

Veronika Thormann, Rechtsanwältin in der
Kanzlei Bethge lmmobilienanwälte, Hannover

Aufklärungspfl icht bei
vorher¡ger Bordellverm ¡etung
Der Vermieter ist grundsätzlich nicht
verpflichtet, ungefragt über die frtihere
Vermietung des Objekts aufzuklären.
Der Mieter muss sich selbst notwendige
Informationen beschaffen und für sich
klären, ob der Vertrag vorteilhaft ist
oder nicht. Eine Ausnahme besteht nur
dann, wenn der Mieter selbst keine Mög-
lichkeit oder mangels Anhaltspunkten
oder Unerfahrenheit keinen Anlass hat,
sich über das Mietobjekt zu erkundigen,
Oberlandesgericht Düsseldorf, Urteil
vom 7. Oktober 2016, Az.7 U 143115.

Kevin Jolly, Rechtsanwalt in derKanzlei Bethge
lmmobilienanwälte, Hannover




